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T 173/88 

Sachverhalt und Antrãge 

Auf die unter Inanspruchnahme der Priorität einer 

Anmeldung in österreich vom 8. September 1981 am 

7. September 1982 eingereichte europäische Patentanmeldung 

1st das europàische Patent 0 074 940 erteilt worden. Der 

Hinweis auf die Erteilung ist am 20. Februar 1985 

bekanntgemacht worden. 

Gegen die Erteilung haben die folgenden Firmen Einspruch 

eingelegt: 

Einsprechende I: 	Grundig E.M.V. 

Elektro-Mechanische Versuchsanstalt 

Max Gruridig 

D-8510 FUrth 

Einsprechende II: 	Philips Patentverwaltung GmbH 

D-2000 Hamburg 28 

Einsprechende III: 

Einsprechende IV: 

Siemens AG 

Berlin und München 

D-8000 München 22 

Hasler AG 

CH-3000 Bern 14 

Einsprechender V: 	Staat der Nederlanden 

(Staatsbedrijf der Posterijen, 

Telegrafie en Telefonie) 

NL-2260 AK Leidschendam 

III. 	Mit Entscheidung voin 19. Februar 1988 hat die 

Einspruchsabteilung das Patent mangels einer seineni 

Gegenstand un Grunde liegenden erfinderischen Tätigkeit 
widerrufen. Von insgesamt ii Einspruchsverfahren genannten 
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20 Dokuinenten hat die Einspruchsabteilung in den 
Entscheidungsgründen auf die folgenden Dokumente Bezug 
genoininen: 

IEEE Vehicular Technology Conference, 27-30. 
März 1979, Seiten 159-162, New York, USA; K. Yamada 
et al. 11 2 GHz-Band Cordless Telephone System" 

GB-A-850 698 

D15: Japan Telecommunications Review, Januar 1977, 
Seiten 68-74, JP; M. Kornura et al., "New Cordless 
Telephone System" 

Bezüglich des weiteren Dokumentes 

D7: "Vorlàufige fernmeldetechnische Anschaltebedingungen 
für cordless (schnurlose) Telefone", Generaldirektion 
für die Post- und Telegraphenverwaltung, BM GZ 22 
911/111-21/81, V 0091 des Osterreichischen Bundes-
ministeriuins für Verkehr 

hat die Einspruchsabteilung in ihrer Entscheidung 
ausgefuhrt, daB sie dieses Dokument zur Beurteilung der 
Neuheit und der erfinderischen Tätigkeit des Gegenstandes 
des beanspruchten Patents nicht in Betracht gezogen hatte, 
da bei der vorliegenden Beweislage nicht zweifelsfrei zu 
entscheiden gewesen war, ob es vor dem Prioritàtstag des 
beanspruchten Patents der öffentlichkeit zugänglich war 
oder nicht. Eine weitere Ermittlung der strittigen Frage 
der Vorveröffentlichung dieses Dokuments wurde nicht 
durchgeführt. Die Einspruchsabteilung erklãrte, daB selbst 
eine zweifelsfreie Klärung der Frage der VorverOffent-
lichung den Ausgang des Einspruchsverfahrens nicht hàtte 
beeinflussen kännen, wozu sie auf die Ausführungen der 
Entscheidung Bezug nahin, wonach ein Widerruf des Patents 
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schon un Hinblick auf den eindeutig vorverôffentlichten 

Stand der Technik notwendig war. 

IV. 	Gegen diese Entscheidung richtet sich die am 

April 1988 unter Entrichtung der Beschwerdegebuhr 

erhobene Beschwerde der Patentinhaberin. 

Eine schriftliche Begründung der Beschwerde folgte am 

Juni 1988 unter Vorlage mehrerer Hilfsantràge auf der 

Grundlage unterschiedlicher Anspruchsfassungen. Die 

BeschwerdefUhrerin legte dar, daB sie die bekämpfte 

Entscheidung insbes'ondere deshaib für unrichtig halt, weil 

der Stand der Technik unrichtig (ex post) interpretiert 

worden sei. Für den Fall, daB die Kammer der Ansicht sei, 

daB die erfinderische Tatigkeit in bezug auf weitere 

Dokumente und insbesondere eine Kiarstellung der Frage der 

Verôffentlichung des Dokumentes D7 noch einer eingehenden 

Prüfung bedürfe, beantragte die Beschwerdeführerin eine 

Rückverweisung der Angelegenheit an die Einspruchs-

abtei1ung. 

V. 	In einem Beschejd der Beschwerdekaminer vom 18. Januar 1989 

erhob der Berichterstatter Einwände hinsichtlich der 

Deutlichkeit der im Einspruchsverfahren neu vorgelegten 

Patentanspruche (Artikel 84 EPU), vertrat aber mi übrigen 
die vorläufige Auffassung, daB die Dokumente Dl bis D6 und 

D8 bis D20 einer Aufrechterhaltung des Patentes in 

kiargesteilter Fassung nicht entgegenstehen. 

Bezüglich des Dokumentes D7 wurde auf die gegebenenfalls 

notwendige weitere arntliche Ermittlungstätigkeit unter 

Zurückverweisung der Sache an die Einspruchsabteilung 

hingewiesen. 

VI. 	Die Patentinhaberin legte daraufhin mit Schriftsatz voin 

26. April 1989 weitere Eventualansprüche vor. 

9 

04052 	 •. .1... 



4 	 T 173/88 

Die Einsprechenden I bis III und V widersprachen der 
Auffassung des Berichterstatters in bezug auf die 
Anerkennung einer erfinderischen Tätigkeit. 

VII. Mündliche Verhandlung wurde beantragt von der Patent-
inhaberin un Beschwerdeschriftsatz vom 20. April 1988 und 
von der Einsprechenden I mit Schriftsatz vom 
18. Mai 1989. 

In einer die Ladung zur niUndlichen Verhandlung 
begleitenden Mitteilung voin 7. August 1989 hat der 
Berichterstatter noch ergänzend zur Frage der eventuell 
notwendigen zusätzl ichen Erinittlungstätigkeit bezüglich 
der Veröffentlichung der Inforrnationen aus Dokument D7 
Stellung genoinmen. Es wurde darauf hingewiesen, daB nach 
dent vorlàufigen Eindruck das Dokurnent am Prioritàtstage 
noch nicht, wohi aber ant Anineldetage der dent Streitpatent 
zugrunde liegenden Anmeldung als öffentliche Druckschrift 
zu werten sei. Dies kännte von Bedeutung sein, da die 
Prioritätsunterlagen und die Anmeldungsunterlagen nicht 
vollständig übereinstiniinen. 

Die Patentinhaberin reichte daraufhin mit Schriftsatz vom 
12. September 1989 nochntals einen neuen Satz Patent-
ansprüche 1 und 2 em. 

Die Einsprechende I hat verspätet noch weitere Dokumente 
zum Stand der Technik genannt, zuletzt mit Telefax vom 
5. Oktober 1989 noch das Dokumnent 

D23: DE-B-2 141 333 

übermnittelt. 
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Eine mündliche Verhandlung unter Beteiligung aller 

Parteien wurde ant 10. Oktober 1989 durchgeführt. 

In dieser hat die Beschwerdeführerin die Auffassung 

vertreten, daB das von der Einsprechenden genannte 

Dokument D23 gegenUber den schon früher in Betracht 

gezogenen Dokumenten 

Dl: DE-B--2 030 347 und 

D2: DE-B-1 942 817 

keinen neuen Sachverhalt of fenbare und deshaib nach 

Artikel 114 (2) EPU von der Beschwerdekammer nicht weiter 

berücksichtigt werden solite. 

Die Beschwerdeführerin beantragte, die angefochtene 

Entscheidung aufzuheben und das Patent auf der Grundlage 

der am 14. September 1989 eingegangenen Anspruche 1 und 2 

aufrechtzuerhalten, das am 5. Oktober 1989 verspätet 

eingereichte Dokument D23 nicht un Verfahren zuzulassen 
und keine weitere Beweiserhebung bezuglich des Dokuments 

D7 der ästerreichischen Post zuzulassen. 

Die Beschwerdegegnerinnen (Einsprechenden) beantragten die 

ZurUckweisung der Beschwerde der Patentinhaberin. 

Der unabhàngige Anspruch 1 lautet: 

"Drahtloser Teleforiapparat sowie ortsfester, ausschlieB-

lich dein Telefonapparat bzw. den funktionell parallel-

geschalteten Apparaten eines Teilnehmeranschlusses über 

eine Funkverbindung zugeordneter TelefonanschluBkasten zur 

Führung von Gespràchen über das äffentliche Fernsprech-

netz, wobei sowohi im Telefonapparat als auch un Telefon-
anschluBkasten, der uninittelbar am Fernsprechnetz 

ft 
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angeschlossen 1st, je ein Sender und je ein Empfänger 
vorgesehen sind, die Sender-Einpfànger geratefeste und von 
der gewählten AnschluBnununer eines Fernsprechteilnehmers 
unabhängige Codesignale austauschen und ein Durchschalten 
der Verbindung voin Telefonapparat zum öffentlichen 
Fernsprechnetz nur bei festgestellter Codeubereinstiminung 
erfolgt, dadurch gekennzeichnet, daB sowohi un drahtlosen 
Telefonapparat (1) als auch mi AnschluBkasten (2) jeweils 
elne Sendersuchlaufeinrichtung zur Feststellung eines 
freien Kanals oder Kanalpaares aus einer Anzahl von 
vorgegebenen, unterschiedl iche Frequenzen aufweisenden 
Ubertragungskanalen oder Ubertragungskanalpaaren 
vorgesehen ist, dal3 zuin Verbindungsaufbau der Sendersuch-
lauf in dem einen Geràt (1 bzw. 2), von dem der 
Verbindungsaufbau ausgeht, bei Auffinden eines freien 
Kanals oder Kanalpaares gestoppt wird und in diesem Kanal 
der in einer Codiereinrichtung (7, 17) des Senders (4, 14) 
des einen Gerätes (1 bzw. 2) gespeicherte Code gesendet 
wird, daB der Sendersuchlauf in dein anderen Gerät (2 bzw. 
1) bei Auffinden eines belegten Kanals bzw. Kanalpaares 
dann gestoppt wird, wenn der gesendete Code mit dem in 
einer Vergleichsschaltung (9, 19) des Empfängers (3, 13) 
des anderen Gerätes (2 bzw. 1) gespeicherten Code 
übereinstimint, wobei vorzugsweise eine Quittierung zuin 
ersten Gerät und bei Eingang der Quittierung die 
Durchschaltung zwischen Telefonapparat (1) und 
öffentlichem Fernsprechnetzt (20) erfolgt." 

X. 	Die Argumente der Beschwerdeführerin (Patentinhaberin) 
lassen sich wie folgt zusainrnenfassen: 

- 	Der Anspruch 1 geht mi Oberbegriff aus von einem 
drahtlosen Telefonapparat und über eine Funk-
verbindung angeordneteni TelefonanschluBkasten 
(schnurloses Telefonsystem) wie dies im Dokument D15 
und ãhnlich in Dokunient D8 beschrieben ist. Lii 
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Gegensatz zu den kennzeichnenden Merkmalen des 
vorliegenden Anspruchs 1 ist in den bekannten Fallen 
jedein derartigen Teilnehmeranschlui3 eine feste 

2 	 Funkfrequenz bzw. ein festes Funkfrequenzpaar 
zugeordnet. Mit dem im Kennzeichen des vorliegenden 
Anspruchs 1 beschriebenen Verbindungsaufbau mittels 
eines durch Sendersuchlauf erinittelten freien 
Funkkanals oder Kanalpaares ergibt sich die Möglich-
keit der Auswahl aus einer begrenzten Anzahl von 
vorgegebenen, unterschiedliche Frequenzen 
aufweisenden Ubertragungskanälen. Obwohl das dieser 
Lösung zugrunde liegende Problem der nur begrenzten 
Auswahl def von der Postverwaltung zur Verfügung 
gesteilten Funkkanäle auch schon in den Dokuinenten 8 
und 15 angesprochen 1st, sind letztere gànzlich 
andere Wege gegangen. D8 beschreibt die Nutzung 
weiterer Funkkanäle durch Ausweichen in den 2 GHz-
Frequenzbereich. D15 beschreibt eine räuxnliche 
Zonenaufteilung des Einsatzgebietes für schnurlose 
Telefone, wobei jeder Zone eine von vier Frequenz-
gruppen in der Weise zugeteilt 1st, daB der Abstand 
zwischen zwei die gleiche Funkfrequenz benutzenden 
schnurlosen Telefonen groB genug 1st, uin eine 
gegenseitige Stärbeeinflussung auszuschlieBen. 

- 	Die Auswahl eines freien Funkkanals aus einer 
vorgegebenen Anzahl von Funkkanälen durch 
Sendersuchlauf 1st zwar durch die Dokumente D9 und 
D23 an sich bekannt•, jedoch nicht ohne besondere 
AdaptionsmaBnahmen auf schnurlose Telefone 
übertragbar. Mach D9 treten mit Sendersuchlauf 
ausgerüstete Teilnehinerstationen über einen jeweils 
zu suchenden freien Kanal mit stets ein und derselben 
Zentrale in Verbindung. In der Zentrale 1st keine 
Sendersuchlaufeinrichtung vorgesehen. D2 3 beschreibt 
zwar (wie übrigens auch schon die im Verfahren vor 
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8 	 T 173/88 

der Einspruchsabteilung genannten Dokumente Dl und 
D2) die Funkverbindung zwischen einzelnen Teilnehmern 
untereinander ohne Verwendung einer zentralen 
Steuereinheit und mit jeweiliger Suche elnes freien 
Funkkanals mittels einer Sendersuchlaufeinrichtung. 
Es kann aber jeder Teilnehmer mit jedem anderen 
Teilnehmer in Verbindung treten. Hier ist also schon 
jede Teilnehmerstation mit einer Sendersuchlauf-
einrichtung ausgerüstet. Beim Gegenstand des 
Streitpatents 1st demgegenüber aber Sorge zu tragen, 
daB der Telefonapparat stets immer nur mit ein und 
demselben TelefonanschluBkasten in Verbindung tritt. 
Es finden also auch keine wechselnden Code mit dein 
Ziel, wechselnde Teilnehiner zu rufen, Anwendung; 
vielmehr 1st die Code-Zuordnung starr mit der 
Zuordnung von Telefonapparat und zugehörigexn 
AnschluBkasten verknüpft. 

Für den Fachmann gehören die Dokumente D8 und D15 
einerseits und D9 und D23 andererseits unterschied-
lichen fernsprechtechnischen Kategorien an, deren 
Kombination er nicht ohne weiteres in Betracht ziehen 
wird. 

- 	Als Indiz für das Vorliegen einer erfinderischen 
Tätigkeit solite auch gewertet werden, daB 
Sendersuchlaufeinrichtungen bereits seit langem 
bekannt waren (Veróffentlichung des Dokumentes 9: 
1960) und trotzdem die Autoren der Dokumente D15 und 
D8 nicht angeregt wurden, diese bei schnurlosen 
Telefonen einzusetzen. 

XI. 	Die Argumente der Einsprechenden lassen sich wie folgt 
zusaminenfassen: 
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9 	 T 173/88 

- 	Die Neuheit des Gegenstandes des Anspruchs 1 

gegenüber dem am nächsten kommenden Stand der Technik 

(Dokumente D8 und D15) wird von keiner der 
) 	Einsprechenden bestritten. Nach Auffassung der 

Einsprechenden I enthält aber D15 in Abschnitt 3.1 

auch schon einen Hinweis in Richtung auf den 

Anineldungsgegenstand durch die Aussage, daB die 

Wahrscheinlichkeit einer Störung aus dem gleichen 

Kanal im Hinblick auf die zeitlichen Verhältnisse der 

Kanal-Nutzungs-Dauern reduziert ist und daB dies die 

effektive Nutzung der Radiofrequenzen begünstigt. 

Die Einsprechende I weist darauf hin, daB 

Sendersuchlaufeinrichtungeri durch D9 für nur über 

eine Zentrale verkehrende Teilnehinerstationen zwar 

schon sehr lange bekannt sind. Sie halt aber das 

verspätet genannte Dokuinent D23 deshaib zusätzlich 

für hochrelevant, well es als notwendigen weiteren 

Schritt in Richtung auf den Gegenstand des Patents 

ein Nachrichtenübertragungssystem offenbart, bei dem 

jede Teilnehmerstation mit einer Sendersuchlauf-

einrichtung ausgerüstet 1st, was für eine direkte 

bidirektionale Funkverbindung von Teilnehmerstationen 

erforderlich 1st. 

Die Einsprechenden II und III sind der Auffassung, 
daB die Entwicklung schnurloser Telefone mit 

Funkverbindung die Tãtigkeit eines Funkfachmannes 

erfordert, der bei der Sache nach Lösungen für das 

Problem der begrenzten Zahi von inôglichen Funkkanàlen 

auch bei anderen Nachrichtenübertragungssysteinet 

sucht und dabei auf das Dokument 23 st63t. Die 

Einsprechende II macht geltend, daB die Problem-

stellung nur ein Spezialfall des allgemeinen und 

jedem Fernmeldefachinann gelaufigen Problems der 
ttKonzentratjontl sei. 
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- 	Alle Einsprechenden haben die Auffassung vertreten, 

daB die Fachwelt deshaib den Sendersuchlauf für 

schnurlose Telefone nicht schon früher vorgeschlagen 

hat, weil sich einerseits der Bedarf für diesen 

zusàtzlichen Aufwand erst durch die zunehinende 

Nachfrage nach schnurlosen Telefonen und den dadurch 

bedingten EngpaB in der Zuteilung von Frequenzkanálen 

ergeben hat und well andererseits eine derartige 

Technik erst durch die Entwicklung kleinerer und 

preiswerterer elektronischer Baueleinente inarktfàhig 

geniacht worden 1st. 

XII. 	Eine längere Diskussion ergab sich noch durch Ausfuhrungen 

der Einsprechenden IV zur Frage der Vorveröffentlichung 

des Dokumentes D7 und der Relevanz von dessen Of fenbarung. 

Die Einsprechende IV bot in diesem Zusainmenhang 

Zeugenvernehmung der Herren Simotta und Tallowitz von der 

Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung, 

Wien, an. Es erübrigt sich, auf die Ausführungen und das 

Zeugenangebot näher einzugehen, da - wie nachstehend 

begründet - das Patent schon mit Rücksicht auf den 

eindeutig festgestellten Stand der Technik zu widerrufen 

war. 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerde entspricht den Artikein 106 bis 108 und 

Regel 64 EPU und ist zulässig. 

Neuheit 

Es ist nicht umstritten, daB schnurlose Telefonsysteme, 

die aus einem drahtlosen Telefonapparat und einein über 

eine Funkverbindung zugeordneten Telefonanschluflkasten 

bestehen, mit den Merkinalen des Oberbegriffs des 
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Anspruchs 1 durch die Dokuirtente D8 und D15 zum Stand der 

Technik gehären. 

Besonders hingewiesen sei darauf, daB die Sender-Empfânger 

als von der gewählten AnschluBnummer eines Fernsprech-

teilnehiners unabhängige und den Geräten fest zugeordnete 

Codesignale Tonfrequenzen im Härbereich verwenden (D8: 

Seite 159, linke Spalte, vorletzter Absatz; D15: Seite 72, 

Abschnitt 5.2). Da den bekannten schnurlosen Telefonen 

jeweils eigene feste Funkfrequenzen zugeordnet sind, 

erscheint an sich schon durch letztere sichergestelit, daB 
ein Durchschalten der Verbindung vom Telefonapparat zuin 

öffentlichen Fernsprechnetz nur über den zugehorigen und 
nicht über einen fremden AnschluBkasten erfolgt. DaB 

trotzdem in den bekannten Fallen die Durchschaltung 

zusätzlich noch davori abhängig gemacht wird, daB 

CodeUbereinstimntung festgestellt wird, ist mit der 

Möglichkeit von Uberreichweiten fremder Funverbindungen 

erklärt. 

3. 	Erfinderische Tätigkeit 

Dem Gegenstand des Anspruchs 1 liegt das ganz aligemeine 

und gelaufige Problem zu Grunde, daB die Zahi der für 

Funkubertragungen zur Verfugung stehenden Frequenzkanäle 

beschränkt ist. Von den vielen Maglichkeiten, dein Rechnung 

zu tragen, wurden in Bereich der schnurlosen Telefone vor 

dent Prioritàtstage des vorliegenden Patents zwei genutzt: 

Nach D8 (Seite 159, linke Spalte) werden Frequenzen in 

inuner höheren Frequenzbändern bis hin zuni 2 GHz-Band 

eingesetzt. Grundsätzlich kann dabei natUrlich auch die 

Reichweite auf das für schnurlose. Telefone notwendige MaB 

beschränkt werden, so daB in gewissemn räumnlichen Abstand 

auch wieder die gleiche Funkfrequenz für einen anderen 

TelefonanschluB verwendet werden kann. Aufgrund 

entsprechender Uberlegungen schlägt D15 in Figur 5 eine 
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räumliche Zonenverteilung für vier unterschiedliche Radio-

Frequenzgruppen vor. 

Es ist festzustellen, daB die Ziele, die dem vorliegenden 

Patent zu Grunde liegen (mit Eingabe vom 26. April 1989 

eingegangene Seite 3, letzter Absatz bis Seite 4, Zeile 2) 

un Prinzip auch schon beim Stand der Technik erreicht 
werden: Eine Doppelbelegung einer der vorhandenen Kanäle 

wird vermieden indem gemäB D15 innerhalb jedes der vier 

vorgegebenen Bereiche jede Frequenz nur einmal verwendet 

wird. Mittels Codevergleichs gemäl3 D8 oder D15 wird 

ausgeschlossen, daf3ein abgehender Anruf über einen 

benachbarten AnschluBkasten mit dem daran angeschlossenen 

Gebührenzähler läuft. Ein Mithören des auf einem Nachbar-

anschluB geführten Gesprächs ist mit einem derartigen 

System auch nicht niäglich. 

Als objektive, dem Gegenstand des Anspruchs 1 zu Grunde 

liegende Aufgabe kann daher nur angesehen werden, nach 

weiteren Möglichkeiten zu suchen, bei steigender Zahl von 

drahtlosen Telefonanschlüssen mit einer begrenzten Zahl 

von Funkkanälen auszukommen. Da diese Aufgabe sich völlig 

im Rahmen der eingangs dieses Abschnittes erwähnten 

geläufigen Problematik bewegt, trägt sie nichts zur 

erfinderischen Tätigkeit be!. 

Bei der Suche nach weiteren Lösungsmöglichkeiten wird der 

Fachmann selbstverständlich besonders dort suchen, wo 

ebenfalls das Problem besteht, daB nur eine begrenzte Zahi 

von Funkfrequenzen zur Verfugung steht, urn wahlweise eine 

Vielzahl von Verbindungsmäglichkeiten zu schaffen. Er wird 

dabei auf das Dokument D23 stoBen, das eine Funküber-

tragung mit einer Vielzahl von Teilnehmern und einer 

beschränkten Anzahl von Nachrichtenübertragungskanälen 

betrif ft und bei dem ohne Verwendung einer zentralen 

Steuereinheit der Verbindungsaufbau über einen Frequenz- 

C 
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kanal erfolgt, der von der rufenden Station mittels eines 

Sendersuchlaufs als zur Zeit nicht belegt erkannt worden 

ist und auf dem Uber ein Rufkennzeichen die andere Station 

gerufen wird. Diese gerufene Station steilt die Tatsache 

des Rufes ebenfalls über einen Sendersuchlauf fest, sobald 

sie auf einem der abgesuchten Kanäle das Rufkennzeichen 

empfängt. Vgl. hierzu in D23: Spalte 1, Zeilen 42 bis 50; 

Spalte 2, Zeilen 48 bis 52 und 60 bis 68; Spalte 3, 

Zeilen 42 bis Spalte 4, Zeile 9. Da in diesem bekannten 

Fall mittels entsprechender Rufkennzeichen die Verbindung 

zwischen beliebigen Teilnehmern hergesteilt werden soll, 

kann natUrlich nicht, wie beim Gegenstand des Streit-

patents, mit einem festen Code als Rufkennzeichen 

gearbeitet werden. Der Patentinhaberin ist zuzugeben, daB 

eine sehr àhnliche Lehre auch bereits den Dokumenten Dl 

und D2 zu entnehmen ist (vgl. z. B. Dl, Spalte 5, 

Zeilen 27 bis 68). Es steht damit aber fest, daB der 

Verbindungsaufbau Uber mittels Sendersuchlauf ermittelte 

freie Frequenzkanàle nicht nur für den Funkverkehr 

zwischen Teilnehmerstationen und einer Zentrale (Dokument 

D9) sondern auch für den Funkverkehr für beliebige 

Teilnehmerstationen untereinander (Dokumente Dl, D2 und 

D23) am Prioritätstage der dein vorliegenden Patent zu 

Grunde liegenden Anineldung zum Stand der Technik gehörten. 

Die vom Berichterstatter zunächst aufgegriffene 

Argumentation der Patentinhaberin, wonach es nicht 

naheliegend sein kann, Merkrnale eines Funksystems für 

Funknetze mit einer einzigen Zentrale bei schnurlosen 

Telefonen einzusetzen (Beschwerdebegrundung vom 

21. Juni 1988, Seiten 12 und 13, Ziffer 11; Bescheid des 

Berichterstatters vom 18. Januar 1989, Seite 7, Ziffer 7, 

insbesondere Zeilen 12 bis 17), kann daher nicht aufrecht 

erhalten werden. Wegen seiner diesbezuglichen Bedeutung 

für die Beurteilung der erfinderischen Tàtigkeit hat die 

Kanuner das Dokument D23 auch im Verfahren zugelassen. 
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Für den Funkfachmann sind der Telefonapparat und der 

TelefonanschluBkasten eines schnurlosen Telefons mit 

Funkverbindung ohne weiteres als Teilnehuierstationen einer 

Funkverbindung ansehbar, auf die die bekannten Techniken 

des Verbindungsaufbaus mittels Sendersuchlaufs anwendbar 

sind. Die Tatsache, daB im vorliegenden Fall nicht jede 

Station mit jeder anderen Station verbindbar sein muB, 

sondern daB jeder Telefonapparat stets mit em- und 

demselben AnschluBkasten in Verbindung tritt, erleichtert 

sogar die Anwendung des bekannten Prinzips, indem den 

Geräten ein fester Code zuzuordnen ist aristelle einer 

Code-Wähleinrichtung. Es ist zwar nicht zu bestreiten, daB 

man dies als eine gewisse "Adaption" des Prinzips des 

Sendersuchlaufs an die Bedingungen des schnurlosen 

Telefons bezeichnen kann. Eine erfinderischa Leistung kann 

aber hierin nicht gesehen werden, da - wie in Abschnitt 

"Neuheit" dargelegt - die Verwendung des gerätefesten 

Codes schon bei schnurlosen Telefonen zur Vermeidung von 

Fehiverbindungen Stand der Technik ist. 

Eine weitere "Adaption" der bekannten Sender-Suchlauf-

technik dürfte sich daraus ergeben, daB Sender aus freinden 

Funkbereichen, d. h. auch auf Grund schwächerer 

einpfangener Signale erfaBt werden müssen. Diese "Adaption" 

bietet jedoch keinerlei praktische Schwierigkeiten und war 

in den ursprünglichen Anineldungsunterlagen auch gar nicht 

angesprochen, so daB auch in dieser Beziehu.ig nicht von 

einer erfinderischen Erkenntnis bei der Ubertragung des 

Prinzips des Sendersuchlaufs auf schnurlose Telefone 

gesprochen werden kann. 

Auch das nur "vorzugsweise" genannte Merkinal, wonach eine 

Quittierung vom gerufenen Gerát zuin rufenden Gerät 

abgewartet wird, bevor die Durchschaltung der Fernsprech-

verbindung erfolgt, entspricht nur dem Stand der Technik 

bei den zitierten Systemen mit Sendersuchlauf. Vgl. 
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hierzu: Dokument Dl, Spalte 5, Zeilen 27 bis 42; Dokuinent 

D9, Seite 2, Zeilen 57 bis 67; Dokument D23, Spalte 2, 

Zeilen 60 bis 68 und Spalte 3, Zeilen 62 bis 64). 
I 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daB sich, ausgehend 

von der bekannten Problenistellung der begrenzten Zahi von 

Frequenz-Kanälen, die Anwendung der Sendersuchlauftechnik 

dem Fachinann anbietet und bei der Realisierung keine 

Vorurteile oder Schwierigkeiten un Wege standen, so daB 

die vorstehende Begrundung nicht als rUckschauend (ex 

post) angesehen werden kann. 

4. 	Der Anspruch 1 in seiner an 14. September 1989 

eingegangenen Fassung kann daher mnangels einer seinemn 

Gegenstand zu Gruride liegenden erfinderischen Tätigkeit 

nicht aufrecht erhalten werden. 

Die Frage nach einer weiteren Ermittlung in Sachen des 

Dokunientes 7 erübrigt sich dantit. 

Entscheidungs formel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die Beschwerde wird zurückgewiesen. 

Der Geschâftsstellenbeamte: 	 Der Vorsitzende: 

S. Fabiani 
	

P.K.J. van den Berg 
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